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Sehr geehrter Herr Bundesminister, 

tadtnusnberg.de 
zur Übernahme Ihres so wichtigen Ministeramtes hatte ich Ihnen bereits ” 
meine Glückwünsche übermittelt - und eigentlich ist es eine gute Tradi- 
tion, auch einem Bundesminister in den ersten Wochen etwas Zeit zu ge- 
ben, bevor man mit inhaltlichen Anliegen an ihn herantritt, Die aktuelle po- 
litische Diskussion in Region und Stadt Nürnberg zur Zukunft des Öffentli- 
chen Nahverkehrs macht es leider notwendig, dass ich mich schon heute 
mit einem grundsätzlichen Thema an Sie wende. 

nusroberg.de 

Der Verkehrsverbund Großraum Nürnberg VGN ist der flächenmäßig 
zweitgrößte Verkehrsverbund Deutschlands. Die Stadt Nürnberg ist zwar 
Kernstadt unserer Metropolregion, doch ist unsere Region polyzentral 
strukturiert und deshalb nicht allein auf Kernstadt und die angrenzende 
Städteachse mit Fürth, Erlangen und Schwabach ausgerichtet. Städte wie 
Bamberg, Bayreuth, Ansbach oder Amberg sind ebenfalls attraktive Zen- 
tren für die sie umgebenden ländlicher geprägten Räume. Genau diese 
Polyzentralität macht unsere Metropolregion vielseitig und stark. Stadt- 
Land-Partnerschaften sind in der Metropolregion Nürnberg gelebte Praxis. 

Für den Schienen- und Öffentlichen Persenennahverkehr allerdings sind 
die Herausforderungen sehr unterschiedlich. Während in den ländlicher 
geprägten Teilen des VGN jenseits von S- und Regionalbahnen noch 
deutliche Angebotsdefizite bestehen, konfrontiert uns die Bevölkerung in 
städtischen und gut an den ÖPNV angebundenen Teilen des Verbundes 
mit Forderungen nach günstigeren Fahrpreisen bei gleichbleibendem oder 
sogar noch erhöhtem Angebotsniveau.



Seit mehreren Jahren sind die im VGN eigentlich vertraglich geregelten Seis 2 vons 

Anpassungen der Fahrpreise Gegenstand lebhafter Debatten im Nürnber- 
ger Stadtrat. im Ergebnis hat die Stadt Nürnberg schon mehrfach die jähr- 
liche Anhebung von einzelnen Ticketarten für die städtische Tarifzone 
ausgesetzt - mit der Folge, dass diese entgangenen Einnahmen dem Ver- 
kehrsverbund aus dem städtischen Haushalt ausgeglichen werden müs- 
sen. Das kostet uns dauerhaft mehrere Mio. € im Jahr und kann kein Mo- 
dell für die Mobilitätswende sein, für die unser ÖPNV neben anderen Ver- 

kehrsarten ein Rückgrat bilden muss. 

Mit den vom BMVI angestoßenen „Modellprojekten im öffentlichen Perso- 
nennahverkehr‘ war neben Angebotsverbesserungen und neuen Aus- 
kunfts- und Vertriebssystemen auch die Entwicklung attraktiver Tarife 
adressiert. Die VAG, der Verkehrsbetrieb der Stadt Nürnberg, hatte sich 
mit Projektideen im Jahr 2021 beworben, kam aber bei der Endauswahl 

leider nicht zum Zug. 

Auch der Freistaat Bayern hatte schon im Koalitionsvertrag von 2018 an- 
gestoßen, auf mittlere Sicht mit einem 365-Euro-Jahresabo einen neuen 
Weg in den Verkehrsverbünden zu beschreiten, auf lange Sicht bis zum 
Jahr 2030 solch ein Abo sogar bayernweit einzuführen. Für Schülerinnen 
und Schüler sowie Auszubildende wurden solche verbundweit gültigen 
Jahresabos zum Schuljahr 2020/21 auch im VGN eingeführt. 

In Nürnberg haben diese Signale von Bund und Freistaat die deutliche 
Forderung ausgelöst, solch ein Abo nach Wiener Vorbild für alle Interes- 
sierten einzuführen, nicht nur für Jugendliche in Ausbildung. Bei einem 
Bürgerbegehren konnten in Nürnberg für die Einführung eines „365-Euro- 
Jahresabos für alle“ sowie eines Sozialtickets im Frühjahr 2020 mehr als 
ausreichend Unterschriften gesammelt werden, um einen Bürgerentscheid 
zu dieser Frage auf den Weg zu bringen. 

Wohl wissend, dass ein Beitrag zur Mobilitätswende auch bei den Fahr- 
preisen eigentlich nur mit einer verbundweit wirksamen Lösung erreicht 
werden kann, hat der Nürnberger Stadtrat in der Folge im Juni 2020 be- 
schlossen, ein Soziallicket zum 01.01.2021 und ein „365-Euro-Jahresabo 
für alle“ zum 01.01.2023 einzuführen. Allein die lokale Einführung nur für 

Nürnberg würde die Stadt Nürnberg elwa 22 Mio. € im Jahr kosten, wie 
wir inzwischen haben berechnen lassen. Die Anliegen des Bürgerent- 
scheids waren damit zwar erfüllt — aber nicht die eigentlich verkehrspoli- 
tisch erforderliche verbundweite Lösung — zumal der Freistaat schon früh- 
zeitig signalisiert hatte, dass eine rein Nürnberger Lösung nicht förderfähig 
sei.



Auf Initiative der Stadt Nürnberg hat der VGN dann ein Gutachten in Auf- Sete3von4 
trag gegeben, mit dem verschiedene verbundweit wirksame 365-Euro- 
Jahresabo-Modelle analysiert worden sind, Neben den Kosten für diese 
vergünstigten Abos (die entgangenen Fahrgeideinnahmen aus Ticketver- 
käufen müssen ja kompensiert werden) hat uns vor allem die Nachfrage- 
wirkung interessiert, die solche vergünstigten Abos für den ÖPNV auslö- 
sen. 

Je nach Modell führt die verbundweite Einführung eines „365-Euro-Jah- 
resabos für alle” zu Mindererlösen zwischen 55 und 100 Mio. € im Jahr, 
die die Städte und Landkreise als Aufgabenträger im VGN ausgleichen 
müssten. Dem gegenüber stünde eine Mehrnachfrage zwischen 1,9% 
und 3,2 % - eine Nachfragesteigerung, die zwar spürbar ist, aber ohne 
eine Förderung durch Bund und / oder Land nicht durch die Kommunen fi- 
nanzierbar. 

Und an dieser Stelle kommen wir zum entscheidenden Punkt; In den länd- 
lichen Bereichen unserer Verkehrsverbünde brauchen wir dringend eine 
Verbesserung des ÖPNV-Angebotes. Bei dünner Besiedlung können dort 
selbst On-Demand-Verkehre nur schwer ohne Förderung aufgesetzt wer- 
den; also auch dazu brauchen vor allem die Landkreise eine entspre- 
chende Förderkulisse. Keinerlei Interesse haben solche Landkreise natür- 
lich an gegen zu finanzierenden Tieketvergünstigungen, wie sie in unse- 
ren Städten gefordert werden — gut zu verstehen, denn was nutzt mir ein 
günstiges Jahresabo, wenn bei mir nur zwei Mal am Tag der Schulbus 
fährt, 

Trotz unserer seit vielen Jahren erfolgreich praktizierten Stadt-Land-Part- 
nerschaft werden wir bei der Mobilitätswende im ÖPNV nicht weiter kom- 
men, wenn sich nicht grundlegend die Finanzierung von Ängebat und Be- 
trieb des ÖPNV für die finanzierenden Städte und Landkreise verbessert. 

Der Koalitionsvertrag der Ampel-Koalition führt dazu aus: 
„Wir wollen die Länder und Kommunen in die Lage versetzen, Attraktivität 
und Kapazitäten des ÖPNV zu verbessern, Ziel ist, die Fahrgastzahlen 
des öffentlichen Verkehrs deutlich zu steigern. ... Wir wollen einen Aus- 
bau- und Modernisierungspakt, bei dem sich Bund, Länder und Kommu- 
nen unter anderem über die Finanzierung bis 2030 einschließlich der Ei- 
genanteile der Länder und Kommunen und die Aufteilung der Bundesmit- 
tel verständigen sowie die Tarifstrukturen diskutieren, Regionalisierungs- 
mittel werden ab 2022 erhöhl. ...“ 

Sehr geehrter Herr Bundesminister, wir stehen schon heute an einem kriti- 
schen Punkt. Die Menschen wissen um die Bedeutung des ÖPNV für die 
Mobilitätswende und fordern, dass wir umgehend das Angebot — wo nicht 
ausreichend — verbessern und dieses - wo vorhanden - zu bezahlbaren 
Preisen zur Verfügung stellen. Bei uns in den Kommunen schlagen diese 
Forderungen unmittelbar auf, aber ohne eine grundlegende Reform der 
ÖPNV-Finanzierung werden wir das Problem nicht lösen können. Wir 
brauchen Bund und Länder, um nicht nur Investitionen, sondern auch den 
Betrieb des ÖPNV nach finanzieren zu können



Wir müssen umgehend miteinander ins Gespräch kommen zum von Ihnen 
angestrebten „Ausbau- und Mobilisierungspakt‘. Anders lässt sich die Mo- 
bilitätswende nicht finanzieren. Ich würde mich sehr freuen, wenn aus Ih- 
rem Hause eine entsprechende Initiative kommt und stehe für einen Aus- 

tausch sehr gerne zur Verfügung. 

Ich erlaube mir, einen Abdruck dieses Schreibens an unsere örtlichen 
MdBs und MdLs zu versenden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Sane 4 vond


